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B. Ministerium fiir Inneres, Sport und Integration

Austritt aus Religionsgemeinschaften
des offentlichen Rechts

RdErl. d. MI v. 15. 3. 2010 — 44.13-120 204/59 —
— VORIS 21051 —
— Im Einvernehmen mit dem MK —

Zur Durchfithrung des KiAustrG vom 4. 7. 1973 (Nds. GVBL
S. 221), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
28.5. 1996 (Nds. GVBL S. 242), wird Folgendes bestimmt:

1. Allgemeines

Das KiAustrG regelt den Austritt aus Kirchen, Religionsge-
meinschaften und Weltanschauungsgemeinschaften, die die
Rechte einer Korperschaft des offentlichen Rechts besitzen —
nachfolgend als Religionsgemeinschaften bezeichnet. Des Wei-
teren regelt dieses Gesetz den Ubertritt in eine andere derartige
Religionsgemeinschaft.

Die Religionsgemeinschaften oder deren Gliederungen, die
in Niedersachsen titig sind und die Rechte einer Kérperschaft
des offentlichen Rechts besitzen, ergeben sich aus Anlage 1.

2. Austritt aus Religionsgemeinschaften

2.1 Der Austritt aus einer Religionsgemeinschaft erfolgt durch
Erklarung gegentiber dem Standesamt. Die Erklarung kann miind-
lich zur Niederschrift der Standesbeamtin oder des Standesbe-
amten oder schriftlich in 6ffentlich beglaubigter Form abgege-
ben werden. Der Austritt kann nur hochstpersonlich erklart
werden; eine Austrittserkldrung durch eine bevollméchtigte Ver-
treterin oder einen bevollméchtigten Vertreter ist nicht zuléssig.
2.2 Den Austritt aus einer Religionsgemeinschaft kann er-
klaren, wer das 14. Lebensjahr vollendet hat; die Einwilligung
der gesetzlichen Vertreterin oder des gesetzlichen Vertreters
ist nicht erforderlich.

2.3 Fir eine geschéftsunfihige Person (§ 104 Nr. 2 BGB)
kann die gesetzliche Vertreterin oder der gesetzliche Vertreter,
der oder dem das Personensorgerecht zusteht, den Austritt er-
klaren. Hierzu bedarf es der Genehmigung des Betreuungsge-
richts, die vor Abgabe der Erkldrung herbeizufiihren ist.

2.4 Fir eine Person, die das 14. Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat, kann deren gesetzliche Vertreterin oder gesetzli-
cher Vertreter, der oder dem das Personensorgerecht zusteht,
den Austritt erkldren. Ist die gesetzliche Vertreterin oder der
gesetzliche Vertreter des Kindes ein Vormund, eine Betreuerin
oder ein Betreuer, bedarf sie oder er dazu der Genehmigung
des Familien- oder Betreuungsgerichts, die vor Abgabe der Er-
klarung herbeizufiihren ist.

Hat das Kind das 12. Lebensjahr vollendet, ist auch dessen
Einwilligung zum Austritt aus der Religionsgemeinschaft er-
forderlich. Die Einwilligung, die das Kind nur selbst erteilen
kann, ist weder empfangs- noch formbediirftig. Sie muss der
Austrittserklarung vorausgehen.

3. Zustindigkeit fiir die Entgegennahme der Austrittserklarung

Fir die Entgegennahme der Erklarung tiber den Austritt aus
einer Religionsgemeinschaft ist das Standesamt des Bezirks zu-
stdndig, in dem die erkldrende Person ihren Wohnsitz (Haupt-
wohnungi. S. des § 8 Abs. 2 NMG), beim Fehlen eines Wohn-
sitzes ihren gewohnlichen Aufenthalt hat.

4. Austrittserklirung
4.1 Die Austrittserkldrung darf keine Vorbehalte, Bedingun-
gen oder Zusitze enthalten. Ein Nachweis tiber die Zugehorig-
keit zu der Religionsgemeinschaft, aus der die erkldrende
Person austreten will, ist nicht erforderlich.
4.2 Uber die miindliche Austrittserklérung ist eine Nieder-
schrift aufzunehmen, nachdem die Identitit und die Erkla-
rungsberechtigung (Nummern 2.2 bis 2.4) der erschienenen
Person gepriift worden sind.

Die Niederschrift enthalt
a) die Bezeichnung des Standesamtes,
b) den Ort und Tag der Verhandlung,
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¢) den Vermerk der Standesbeamtin oder des Standesbeamten,
wie die Identitét der erschienenen Person festgestellt wurde,

d) die Bezeichnung der erkldrenden Person mit Vornamen,
Familiennamen (ggf. auch Geburtsnamen), Geburtstag und
-ort sowie Wohnort und Wohnung,

e) die Austrittserkldrung,

f) im gegebenen Fall den Vermerk, dass die Einwilligung oder
gerichtliche Genehmigung vorliegt.

Die Niederschrift ist der erklirenden Person vorzulesen, von
dieser zu genehmigen und eigenhéndig zu unterschreiben. In
der Niederschrift ist festzustellen, dass dies geschehen ist. Sie
ist von der Standesbeamtin oder dem Standesbeamten zu un-
terschreiben und mit dem Dienstsiegel zu versehen.

Bei Erkldrenden, die verheiratet oder verpartnert sind oder
waren, ist der Tag der EheschlieSung oder der Tag der Begriin-
dung der Lebenspartnerschaft mit Angabe des Standesamtes
und der Registernummer des Ehe- bzw. Lebenspartnerschafts-
eintrags aufzunehmen.

Fiir die Niederschrift ist ein Vordruck nach dem Muster der
Anlage 2 zu verwenden.

Die Standesbeamtin oder der Standesbeamte soll die erkla-
rende Person bei der Aufnahme der Niederschrift nach ihrem
Taufort befragen. Die Angabe ist freiwillig. Wird die Auskunft
erteilt, so ist die Angabe ohne Nachpriifung mit Einverstind-
nis der erkldrenden Person nur in die fiir die Religionsgemein-
schaft bestimmte Abschrift der Austrittserklarung (Nummer 6)
aufzunehmen.

4.3 Die schriftliche Austrittserkldrung muss offentlich be-
glaubigt sein (§ 129 BGB).

Geht beim Standesamt eine 6ffentlich beglaubigte Austritts-
erkldrung ein, so ist hierauf der Eingangstag zu vermerken. Das
Standesamt priift die Vollstindigkeit der Austrittserklarung
sowie die Gesetzméfigkeit der 6ffentlichen Beglaubigung und
veranlasst etwa notwendige Erganzungen.

4.4 Die miindlich abgegebene Austrittserklarung (Nummer 4.2)
wird mit der Unterzeichnung der Niederschrift durch die er-
klarende Person wirksam. Die 6ffentlich beglaubigte Austritts-
erkldrung (Nummer 4.3) wird mit Zugang beim Standesamt
wirksam, wenn sie den in den Nummern 2 und 4.1 genannten
Anforderungen entspricht.

5. Bescheinigung iiber den Austritt

Uber den Austritt aus der Religionsgemeinschaft hat das
Standesamt der erkldrenden Person eine Bescheinigung zu er-
teilen. Hierfiir ist bei miindlicher Erklarung (Nummer 4.2) ein
Vordruck nach dem Muster der Anlage 3 und bei schriftlicher
Erklarung (Nummer 4.3) ein Vordruck nach dem Muster der
Anlage 7 zu verwenden. Die Bescheinigung ist von der Stan-
desbeamtin oder dem Standesbeamten zu unterschreiben und
zu siegeln.

6. Unterrichtung der Religionsgemeinschaft

Das Standesamt hat die Religionsgemeinschaft, der die er-
klarende Person angehért hat, durch Ubersendung einer be-
glaubigten Abschrift der Austrittserklarung unverzglich tiiber
den Austritt zu unterrichten; bei miindlicher Erkldrung (Num-
mer 4.2) ist ein Vordruck nach dem Muster der Anlage 4 zu
verwenden. Die beglaubigte Abschrift der schriftlichen Aus-
trittserklarung muss den Zugangsvermerk nach Nummer 4.3
enthalten. Die Mitteilung ist grundsitzlich an das fiir die
Hauptwohnung der erkldrenden Person zustdndige Pfarramt
oder die entsprechende Stelle zu richten. Auf Wunsch der
Religionsgemeinschaft kann mit dem Standesamt vereinbart
werden, dass die Mitteilung an eine andere von der Religions-
gemeinschaft benannte Stelle tibersandt wird. Die Unterrich-
tung der Religionsgemeinschaft iiber die Austrittserkldarung ist
aktenkundig zu machen.

7. Weitere Aufgaben des Standesamtes

7.1 Der Austritt aus einer Religionsgemeinschaft ist dem Stan-
desamt, das den Geburtseintrag der erklarenden Person fiihrt,
mitzuteilen. Sofern die erklidrende Person verheiratet oder
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verpartnert ist oder war, ist auch dem Standesamt, das den
Ehe- oder Lebenspartnerschaftseintrag fithrt, eine Mitteilung
zu tbersenden.

7.2 Der Austritt aus der Religionsgemeinschaft ist der fiir die
Hauptwohnung der ausgetretenen Person zustdndigen Melde-
behorde mitzuteilen.

7.3 Fir die Mitteilungen nach den Nummern 7.1 und 7.2
sind bei mtindlicher Erkldrung die Vordrucke nach den Mus-
tern der Anlagen 5 und 6 zu verwenden; bei schriftlicher Er-
klarung konnen Durchschriften der Bescheinigung (Anlage 7)
verwendet werden. Die Mitteilungen miissen von der Standes-
beamtin oder dem Standesbeamten unterschrieben und gesie-
gelt sein.

8. Ubertritt aus einer Religionsgemeinschaft in eine andere

8.1 Wer aus einer Religionsgemeinschaft in eine andere iiber-
treten will, kann anstelle des Austritts bei der aufnehmenden
Religionsgemeinschaft den Ubertritt erkléren, wenn die beteilig-
ten Religionsgemeinschaften den Ubertritt durch Vereinbarung
zugelassen haben. Die Vereinbarung muss der LReg angezeigt
und von ihr im Nds. MBI. veroffentlicht worden sein.

Derzeit bestehen Ubertrittsvereinbarungen

8.1.1 zwischen der Evangelisch-lutherischen Landeskirche
Hannovers und der Evangelisch-reformierten Kirche in
Nordwestdeutschland (Nds. MBI. 1978 S. 738),

8.1.2 zwischen der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche
Schaumburg-Lippe und den Evangelisch-Reformierten
Kirchen in Biickeburg und Stadthagen (Nds. MBI. 1978
S.1851),

8.1.3 zwischen der Evangelisch-lutherischen Landeskirche
in Braunschweig und der Evangelisch-reformierten Ge-
meinde in Braunschweig (Nds. MBL. 1980 S. 32),

8.1.4 zwischen der Evangelisch-lutherischen Landeskirche
Hannovers und der Selbstdndigen Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche (Nds. MBI. 1981 S. 269),

8.1.5 zwischen der Evangelisch-lutherischen Landeskirche
Hannovers und der Evangelisch-reformierten Gemein-
de Gottingen (Nds. MBL. 1982 S. 483),

8.1.6 zwischen der Evangelisch-altreformierten Kirche in Nie-
dersachsen und der Evangelisch-reformierten Kirche —
Synode ev.-ref. Kirchen in Bayern und Nordwestdeutsch-
land — (Nds. MBI. 1991 S. 116) und

8.1.7 zwischen der Evangelisch-lutherischen Landeskirche
in Braunschweig und der Selbstédndigen Ev.-Luth. Kir-
che — SELK — (Nds. MBI. 1999 S. 251).

8.2 Die in der Vereinbarung bestimmte Stelle der aufnehmen-
den Religionsgemeinschaft hat dem nach Nummer 3 zusténdi-
gen Standesamt unverziiglich eine beglaubigte Abschrift der
Ubertrittserklarung zu tibersenden. Mit Zugang beim Standes-
amt wird der Ubertritt wirksam. Der Eingang der Ubertrittser-
kldrung ist unter Angabe des Datums auf der Erkldrung zu
vermerken. Die Ubertrittserklirung muss den Erfordernissen
der Austrittserkldrung entsprechen.

8.3 Der Ubertritt in eine andere Religionsgemeinschaft hat
fir die verlassene Religionsgemeinschaft die Wirkung eines
Austritts. Sobald die Ubertrittserkldrung dem Standesamt zu-
gegangen ist, ist der Ubertretenen Person eine Bescheinigung
iber die Wirkung des Kirchentibertritts zu erteilen. Hierfiir ist
ein Vordruck nach dem Muster der Anlage 8 zu verwenden.
Die Bescheinigung ist von der Standesbeamtin oder dem Stan-
desbeamten zu unterschreiben und zu siegeln.

8.4 Fir die weiteren Angaben nach der Erteilung der Beschei-
nigung tber die Wirkung des Kirchentibertritts gilt Nummer 7
mit der Mafigabe, dass fiir die Mitteilungen der Vordruck nach
Nummer 8.3 zu verwenden ist.

8.5 Durch die Vereinbarung, die den Ubertritt aus einer Re-
ligionsgemeinschaft in eine andere zulésst, wird das Recht der
betroffenen Person, den Austritt aus der Religionsgemein-
schaft auch nach den allgemeinen Vorschriften des Kirchen-
austrittsgesetzes zu erkldren, nicht beeintréachtigt.

9. Aufbewahrung der Aus- und Ubertrittserkldrungen

Die Aus- und Ubertrittserkldrungen mit den dazugehorigen
Unterlagen sind nach den allgemein geltenden Vorschriften
iiber die Behandlung von Akten aufzubewahren.

Auskiinfte, Abschriften oder weitere Bescheinigungen von
Aus- oder Ubertrittserkldrungen diirfen nur der betroffenen
Person oder der Religionsgemeinschaft, der diese angehort oder
angehort hat, erteilt werden.

10. Kosten

Fiir das standesamtliche Verfahren werden Kosten (Gebiih-
ren und Auslagen) nach dem NVwKostG erhoben.
10.1 Die Gebiihr fir die Aufnahme der Niederschrift nach
Nummer 4.2 einschliefilich der erstmaligen Bescheinigung tiber
den Austritt nach Nummer 5 richtet sich nach Tarif-Nr. 47
des Kostentarifs zur AlIGO vom 5. 6. 1997 (Nds. GVBLI. S. 171),
zuletzt gedndert durch Verordnung vom 7. 12. 2009 (Nds. GVBL
S. 452).
10.2 Die Gebiihr fir die Erteilung einer Bescheinigung bei
schriftlicher Austrittserklairung nach Nummer 5, einer Be-
scheinigung tber die Wirkung des Kirchentbertritts nach
Nummer 8.3 oder jeder weiteren Ausfertigung der Bescheini-
gung iiber den Aus- oder Ubertritt (Nummern 5 und 8.3) rich-
tet sich nach Tarif-Nr. 13.2.1.3 des Kostentarifs zur AIlGO. Sie
soll die in Tarif-Nr. 47 des Kostentarifs zur AIlIGO genannte
Gebiihr nicht tberschreiten.

11. Schlussbestimmungen
Dieser RdErl. tritt mit Wirkung am 15. 3. 2010 in Kraft und
mit Ablauf des 14. 3. 2015 aufler Kraft.

An die
Standesdmter und ihre Aufsichtsbehérden

— Nds. MBI. Nr. 15/2010 S. 462

Anlage 1

Verzeichnis der Religionsgemeinschaften in Niedersachsen,
die die Rechte einer Korperschaft des éffentlichen Rechts besitzen

A. Evangelische Landeskirchen

1. Evangelische Landeskirchen in Niedersachsen:
1.1 Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers')
1.2 Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig')
1.3 Evangelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg’)
1.4 Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schaumburg-

Lippe')

1.5 Evangelisch-reformierte Kirche')

2. Andere evangelische Landeskirchen mit Kirchengemein-
den oder Teilen von Kirchengemeinden in Niedersachsen:

2.1 Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche:

Kirchengemeinden, deren Gebiet sich ganz oder teil-
weise in das Land Niedersachsen erstreckt:

— Jork, St. Pankratius Neuenfelde
— Neu Wulmstorf, St. Pankratius Neuenfelde
— Rosengarten, Erlosergemeinde Vahrendorf
— Seevetal, Kirchengemeinde Sinstorf

2.2 Evangelische Kirche von Westfalen:

Evangelische Kirchengemeinden in Nordrhein-West-
falen, deren Gebiet sich teilweise in das Land Nieder-
sachsen erstreckt:
Borninghausen, Buchholz, Dielingen, Hiicker-Aschen,
Kleinenbremen, Leeden und Ovenstadt

2.3 Bremische Evangelische Kirche:
Beckedorf, Brundorf, Eggestedt, Heilshorn, Lesumstotel,
Leuchtenburg, Lohnhorst, Osterhagen-Ihlpohl, Platjen-
werbe, Stendorf (einschlieflich der Ortsteile Wollah,
Habichthorst und Grof-Erve) und Werschenrege, die
Ortsteile Bollen und Uphusen der Stadt Achim

) Die dieser Landeskirche angeschlossenen Kirchengemeinden sind
ebenfalls Korperschaften des 6ffentlichen Rechts.
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3.

4.
5.
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Konfoderation evangelisch-reformierter Kirchen in Nieder-
sachsen:

3.1 Evangelisch-Reformierte Kirche Biickeburg

3.2 Evangelisch-Reformierte Gemeinde Gottingen

3.3 Evangelisch-Reformierte Kirche Stadthagen

Bund evangelisch-reformierter Kirchen in Deutschland
Evangelisch-reformierte Gemeinde Braunschweig

B. Rémisch-katholische Kirche

Di6zesen?) Hildesheim, Osnabriick und Miinster — hier der
bischoflich-miinstersche Offizialatsbezirk Vechta — sowie die
Kirchengemeinde Bad Pyrmont der Erzditzese Paderborn

C. Alt-katholische Kirche
Pfarrgemeinde der Alt-Katholiken Hannover-Niedersachsen

D. Evangelische Freikirchen

1.

2.
3.
4.

Evangelisch-altreformierte Kirche in Niedersachsen
Evangelische Briider-Unitdt — Herrnhuter Briidergemeine —
Bund Freikirchlicher Pfingstgemeinden

Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutsch-
land:

— Friedenskirche Braunschweig
— Braunschweig-Heidberg

— Einbeck

— Firrel

— Gottingen

— Hannover

— Lineburg

— Northeim

— Oldenburg

— Remels

— Schoningen

— Uslar

— Varel
Evangelisch-methodistische Kirche in Norddeutschland

Mennonitengemeinden in Emden, Leer-Oldenburg und
Norden

Selbstandige Evangelisch-Lutherische Kirche (SELK):
7.1 Kirchenbezirk Niedersachsen-Ost

— Gistenbeck, St. Pauli-Gemeinde

— Horpel, St. Pauli-Gemeinde

— Klein-Stistedt, Zionsgemeinde

— Lineburg, St. Thomas-Gemeinde

— Molzen, Christusgemeinde

— Nateln, St. Jakobi-Gemeinde

— Nestau, St. Jakobi-Gemeinde

— Nettelkamp, Christus-Gemeinde

— Scharnebeck, St. Johannis-Gemeinde

— Sottorf, Pella-Gemeinde

— Stelle, St. Petri-Gemeinde

— Uelzen, Christusgemeinde

— Wriedel, Bethlehems-Gemeinde
7.2 Kirchenbezirk Niedersachsen Siid

— Alfeld, Paulus-Gemeinde

— Arpke, Apostelgemeinde

— Braunschweig, Paul-Gerhardt-Gemeinde

%) Die den Divzesen zugehorigen Kirchengemeinden sind ebenfalls Kor-

perschaften des 6ffentlichen Rechts.
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— Celle, Christusgemeinde
— Gifhorn, Ev.-Luth. Philippusgemeinde
— Gottingen, Martin-Luther-Gemeinde
— Goslar, Bethlehems-Gemeinde
— Grof3-Oesingen, Immanuelsgemeinde
— Hameln, SELK-Gemeinde
— Hannover, St. Petri-Gemeinde
— Hannover, Bethlehemsgemeinde
— Hildesheim, Zachdusgemeinde
— Lachendorf, Christusgemeinde
— Osnabriick, Dreieinigkeitsgemeinde
— Rabber, Dreieinigkeitsgemeinde
— Rodenberg, SELK Gemeinde
— Seershausen, Stephanusgemeinde
— Stadthagen, Kreuzgemeinde
— Volkmarshausen, Christus-Gemeinde
— Wittingen, St. Stephansgemeinde
— Wolfsburg, St. Michaelsgemeinde
7.3 Kirchenbezirk Niedersachsen West
— Bagband-Hesel, Kreuzgemeinde
— Bleckmar, St. Johannis-Gemeinde
— Brunsbrock, St. Matthdus-Gemeinde
— Farven, Pella-Gemeinde
— Hermannsburg, Grof3e Kreuzgemeinde
— Hermannsburg, Kleine Kreuzgemeinde
— Oldenburg, St. Trinitatis-Gemeinde
— Rotenburg (Wiimme), Immanuel-Gemeinde
— Sittensen, Christus-Gemeinde
— Soltau, Zionsgemeinde
— Sottrum, Zions-Gemeinde
— Stade, Martin-Luther-Gemeinde
— Stellenfelde, St. Matthidus-Gemeinde
— Stubben, St. Johannis-Gemeinde
— Tarmstedt, Salemsgemeinde
— Verden, Zionsgemeinde

E. Sonstige Religionsgemeinschaften

1.

Bund Freireligioser Gemeinden Deutschlands (BFGD)

2. Christliche Wissenschaft (Christian Science) in Nieder-

N o

10.
11.
12.
13.

sachsen

. Die Christengemeinschaft:

— Die Christengemeinschaft in Niedersachsen

— Die Christengemeinschaft — Bewegung fiir religise
Erneuerung — in Norddeutschland

Freikirche der Siebenten-Tags-Adventisten:

— Freikirche der Siebenten-Tags-Adventisten in Nieder-
sachsen

— Freikirche der Siebenten-Tags-Adventisten, Norddeut-
scher Verband

Griechisch-Orthodoxe Metropolie von Deutschland
Humanistischer Verband Niedersachsen
Jehovas Zeugen in Deutschland

Landesverband der Jiidischen Gemeinden von Nieder-
sachsen

Landesverband der Israelitischen Kultusgemeinden von
Niedersachsen

Judische Gemeinde Hannover

Jiidische Gemeinde Osnabriick
Neuapostolische Kirche in Niedersachsen
Russisch-Orthodoxe Kirche im Ausland
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Anlage 2
Kirchenaustrittserkliarung
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(Vor der/dem unterzeichneten Standesbeamtin/Standesbeamten erscheint/erscheinen®)
AUSGEWIESEIL AUTCRL .ottt b et h e e b e e a bt e b et e a bt e e b b e e bt e s et e e be e eab e e sab e e b e e sabeenbeeenbeeanbeens
AYZ0)5 0T 000 L0 =0 001 1 T=) 0 0 T2 10 0 L= TP PPPPPPPPPPPPRP
(gef. abweichender
Geburtsname)
Tag UNA OTt ABT GEDUTT  ..viiiiiiiiiiie ittt ettt sa bttt e st b e e beesa b e e sbbe e beeshbeeabeesab e e bbeesbe e bbeeabeesabeenbeesnbeenbneenbaenabeens
WORNOTE, WORTIUIIE  .eiiiiiiiiiiiiiiie ettt ettt ettt et st esab e eabeeshb e e sbe e e s teesab e e s beeshb e e bt e s st e e shbeeabeesabeebeesabaesabeeabeenebeenbaesnne s
und erklért/erkldren: Ich/Wir trete/n®) aus der
ReligionsgemeInSCRAt!)  ...oc.ciiiiiiitiictec e bbbt b bbbt b bbbt b st b et bt b st b bt a e ee aus.

Diese Erklarung erstreckt sich auf das/die nachstehend aufgefiihrte/n unter unserem/meinem Personen-
sorgerecht stehende/n noch nicht 14 Jahre alte/n Kind/er?)?).

Namen, Tag und

Ort der Geburt

Vermerk tiber

vorliegende

Einwilligungen und

Genehmigungen

Tag und Ort der
EheschliefSlung/der

Begrtindung der

Lebenspartnerschaft

Standesamt

Registernummer

Taufort siehe Anlage 4

Bearbeitungsvermerke

O Bescheinigung erteilt
Mitteilung an/zum?)

O Religionsgemeinschaft
O Meldebehorde

O Standesamt

') Verzeichnis der Religionsgemeinschaften siehe Anlage 1 des RdErl. des MI vom 15. 3. 2010 (Nds. MBL. S. 462) in der jeweils geltenden Fassung.
%) Bei Erstreckung auf Kinder zwischen 12 und 14 Jahren ist die Einwilligung des Kindes erforderlich.
%) Nicht Zutreffendes streichen.
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Nds. MBL. Nr. 15/2010

Anlage 3

Beglaubigte Abschrift Kirchenaustrittserklarung

Standesamt  .....ooceeciiieii e OFt, TAZ -vevvenreeirerenieenteeresteete sttt st sr e nae e

(Vor der/dem unterzeichneten Standesbeamtin/Standesbeamten erscheint/erscheinen®)
AUSZEWIESEIL QUTCRL .ottt et et b e b s b e bt e bt e bt e bt e st e e bt e s bt esbesb e e bt sas e san b nneen
AVZ63 5 0t=1 0 T T00 CF=0a 000 T=) 01 =10 L= T
(ggf. abweichender
Geburtsname)
Tag UNA Ot AET GEDUTT ..ottt ettt b et bbb e bt bt e bt e a b e e bt ehe e e bt e st e sh e e s bt eh e e be e b e e bt ehe e bt eabeebeenbenbeenbesbeebeenes
WORNOTE, WORIIUIIE oottt b bbbttt e b et e bt et e b e sbeeab e s b e ea b e e b e eat e e bt et e ebeenbeesee bt estenbeentenbeen
und erklart/erkldren: Ich/Wir trete/n®) aus der

ReligionsgemEInSCRALt!)  ....ooiiiiiiiiieie ettt sttt st e bt st e bt e a b e bt e a b ekt e b et e e teen e e eteehee bt entesheenbesneenbesneebene aus.

Diese Erklarung erstreckt sich auf das/die nachstehend aufgefiihrte/n unter unserem/meinem Personen-
sorgerecht stehende/n noch nicht 14 Jahre alte/n Kind/er?)®).

INAMEN, TAG UINA  .eeeiiieiiie ettt h ettt e b e b e e sa bt e sht e e be e e st e e bt e ea b e e sh b e e beeeabeebeesabeesbbeenbeeeabeenbeesabeenbbeebaean

Ort der Geburt

VEIMETK TIDET oo e
VOTHEGEIIAE  oeiiteeiie ittt et ettt b ettt esb b e e bt e shb e e s bt e eab e e b e e ea b e e shb e e sb et eab e e bb e e bt e shbeenbeeeabeeabbe e beenabeenne
EINWILLIGUINGEI UIIA  .eitiiiiitieit ettt b et b et b e bt s h e ekt eh e e bt e bt e s bt e st eh e e bt ebe e bt eht e bt eabeebeebbe st e entesbeenaeenee

GENERIMIGUINIZEI  .eitiiiiiitiete ettt b et b et b et b bt e bt et e bt sb e e st eb e e bt s bt e bt e bs e bt e aseebeeb s e nb e et e sbeenneenee

Bescheinigung iiber den Kirchenaustritt

Mit dieser Erklédrung ist der Kirchenaustritt wirksam geworden. Die Uberein-
stimmung der Abschrift mit der Urschrift wird beglaubigt

(SiegEl) e

") Verzeichnis der Religionsgemeinschaften siehe Anlage 1 des RdErl. des MI vom 15. 3. 2010 (Nds. MBL. S. 462) in der jeweils geltenden Fassung.
%) Bei Erstreckung auf Kinder zwischen 12 und 14 Jahren ist die Einwilligung des Kindes erforderlich.
%) Nicht Zutreffendes streichen.
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Nds. MBI. Nr. 15/2010

Anlage 4
Beglaubigte Abschrift Kirchenaustrittserkliarung
Standesamt  ..o.cceccevieiiiie e OFIt, TAZ ceveveereeieerinieentt ettt ettt
(Vor der/dem unterzeichneten Standesbeamtin/Standesbeamten erscheint/erscheinen®)
AUSZEWIESEIL AUTCTRL .ottt b et b e eh ettt e st sh e et s b e b e s bt e bt s as e bt een bt ebn et e ennenreene s
VOTNAIMNE, FAINILIEIIIATIIIE ooviiiiiiieiiittee e ettt e et e e ettt e eeeeeetaaaa e seeesesassasaeseeeseasseseeesessssarasseesssssnaseeesesssennaeseeesessnnasseessenssnnnaeseseennnns
(ggf. abweichender
Geburtsname)
Tag UNA OFt BT GEDUTT ...ttt ettt h et b et e bt e bt eh e e s bt ehee bt eh e e sbeeabe e bt embeabeeabeeb e et e ebeenbeemeenbeentenbeenbene
WORNOTE, WORIIUILE  .eouiiiieiiiiitiet ettt ettt et h et b et eb e bt e a e bbb e bt e et e bt et e eb e e ne e e bt e nbeea b e nbeem b e s bees b e sbeenbeebneees
und erklirt/erkldren: Ich/Wir trete/n®) aus der
ReligionsgemeInSCRAt!)  ...oc.ciiiiiiiitiice bbb b bbb bbbt b st b et b st b st b e a e ee aus.
Diese Erklarung erstreckt sich auf das/die nachstehend aufgefiihrte/n unter unserem/meinem Personen-
sorgerecht stehende/n noch nicht 14 Jahre alte/n Kind/er?)?).
NAMEN, TAG UIIA  oooteiiiiieiiiitt ettt ettt ettt e sb e ek esht e e bt e sab e e sb et e abe e bbeeabeesh bt e bt e e st e eabeeeabeeshbeenbeesabeebeesabeesabeenbees
OFE B GEDULT .ttt ettt b et sh et he e bt ehe e bt e a b e e bt eh b e bt ea bt e bt en bt e bt e nbeeb e e sbeesbenbeembeebeenbesbeenbesneentes
VETTNETK TDET oot eb bbb
VOTHEEEIIAE ettt ettt e s bt e bt e s a bt et esh et e bt e e a b e e e b bt eabeesh b e e bt e ea b e e bt e ea bt e nbe e e bt e eabe e bt e nabeenbeeenreenane
EINWILLIGUINZEI UIIA oottt b et b e a e b e e st eb e e bt e bt e bt eh e e e bt ea b e ebeea b e b e e st e ebeenbeebeenbeebeebesbeenbeentenne
GENERIMIGUIIZEIL  1.oeitiiiiete ettt bbbt et s bt et e bt e st e bt e bt e as e bt e s s e bt e s b e ekt et e e bt e nbeebeebeebeenbeenrenne
Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben
Die Standesbeamtin/Der Standesbeamte
TAULOTT .ttt ettt h et e b e st b e bt e b s bt e a e bt h ek h et bt e Rt R e b e b e bbbt et eh e e b e bt et e bttt he e nh b bt s b e nbe e

(Freiwillige Angabe. Nur zur Ubermittlung an die Kirchengemeinde/Religionsgemeinschaft®) bestimmt)

Mitteilung
Grundlage fiir die Mitteilung ist das Verfahren tiber den Kirchenaustritt
Kirchengemeinde/ L
Religionsgemeinschaft?)
OFt oot
Datum oo
Die Standesbeamtin/Der Standesbeamte?)
L _ (Siegel)

') Verzeichnis der Religionsgemeinschaften siehe Anlage 1 des RdErl. des MI vom 15. 3. 2010 (Nds. MBL. S. 462) in der jeweils geltenden Fassung.
%) Bei Erstreckung auf Kinder zwischen 12 und 14 Jahren ist die Einwilligung des Kindes erforderlich.
%) Nicht Zutreffendes streichen.
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Nds. MBL. Nr. 15/2010

Anlage 5
Beglaubigte Abschrift Kirchenaustrittserklirung
Standesamt  .....ooceeciiieii e OFt, TAZ -vevvenreeirerenieenteeresteete sttt st sr e nae e
(Vor der/dem unterzeichneten Standesbeamtin/Standesbeamten erscheint/erscheinen®)
AUSGEWIESEIL QUTCRL .ottt h e bbbt et e bt et s bt e bt e bt e bt e bt e st e e bt e st e es bt sbe e bt ebeenbesbe e besanenbeens
Vorname, FAMIIBNIAIIE  .o..iiiiiiiiieiieiieie ettt bttt et bt e h e e et s bt et b e se e e b e et e b e se e b e et b s bt e renae b nhe b senenre e
(ggf. abweichender
Geburtsname)
Tag UNA Ot AET GEDUTT  ..eiiiiiiiii ittt b et h e b e bt e b e h e e bt e st e e bt e b e e ekt e st e s b e e a bt eh e e nbeeb e e bt ehe e bt enbeebeenbenbeenbesbeebeenes
WORNOTE, WORIIUIIE ..ottt h e bttt h e bt bt et s h e bt e bt ekt ehe e bt e bt e ebeeabesheem b e eb e embeeb e e bt ebeesbeeseenbeesbenbeentenbean
und erklért/erkldren: Ich/Wir trete/n®) aus der
ReligionsgemeEINSCRATT")  .....cuiiiiiitiitiii et h bbbt b bbb bbbt bbb bbbt b e bbbt nbe b e e aus.

Diese Erklarung erstreckt sich auf das/die nachstehend aufgefiihrte/n unter unserem/meinem Personen-
sorgerecht stehende/n noch nicht 14 Jahre alte/n Kind/er?)®).

NAMEN, TAG UINA  c.eeeieiiieiierit ettt sttt e bt s b e bt eb e e bt e e et b e ebe ekt e st e eb e et sb e e s bt sbe e bt ees e bt eaneebeean e et e ennesbeenneenee
OTt eI GEDUTL ot bbb bbbt b e b bbb e
VIEIIIIETK TIDET ..ttt sttt h bbb bt et e bt e sb e e ae e s bt eh e eheea b e eh e em b e bt eabeeb e et e ebeenbeeneenbeebbesbeenbesaean
VOTHEEEIIAE .ttt ettt b et bbbt s bt e st eh e st e b e et e bt et e bt e ne e eh e bt e b e sh e e bt bt et nh e e bt ean et en
EINWIIHGUNGEN UNA  .oovtiiiieiiieiieeste ettt ettt sttt et sh bt et e e b e e s a b e e beeshb e e beeeabeesabeesbeeshbe e bbeeabeesabeesbeesabeenabeenbeesanes
GENENIMIGUNZEIL  .oiiiiiiiiie ettt ettt ettt e et e e e s bt e e s a e e s b e s he e b e ae e bt e e et e een e bt en e sa e nneenee
Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben
Die Standesbeamtin/Der Standesbeamte
Mitteilung
Grundlage fiir die Mitteilung ist das Verfahren tiber den Kirchenaustritt
r 1
Meldebehorde
OFt oot
Datum e
Die Standesbeamtin/Der Standesbeamte?)
L _ (SIBEEL) e e e e e e e e e s e eaeeeaaeeeaneeeranne

') Verzeichnis der Religionsgemeinschaften sieche Anlage 1 des RdErl. des MI vom 15. 3. 2010 (Nds. MBL. S. 462) in der jeweils geltenden Fassung.
%) Bei Erstreckung auf Kinder zwischen 12 und 14 Jahren ist die Einwilligung des Kindes erforderlich.
%) Nicht Zutreffendes streichen.
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Nds. MBI. Nr. 15/2010

Abschrift Kirchenaustrittserkliarung

Standesamt  ..ooooooiiiiiii e OFt, TAZ «ovveeeeriee e

Anlage 6

(Vor der/dem unterzeichneten Standesbeamtin/Standesbeamten erscheint/erscheinen®)

AUSZEWIESEIL AUTCTRL .ottt b et b e eh ettt e st sh e et s b e b e s bt e bt s as e bt een bt ebn et e ennenreene s
VOTNAIMNE, FAINILIEIIIATIIIE ooviiiiiiieiiittee e ettt e et e e ettt e eeeeeetaaaa e seeesesassasaeseeeseasseseeesessssarasseesssssnaseeesesssennaeseeesessnnasseessenssnnnaeseseennnns
(ggf. abweichender
Geburtsname)
Tag UNA OFt BT GEDUTIT ...ttt h et b et e b et eb e s bt e st e bt eb e e s bt eab e e b e et e e bt eab e eb e et e ebeenbeemeenbeestenbeenbene
WORNOTE, WORTIUIIG  .eiiiiiiiiiiieiiie ettt ettt et st sab e st e e s hb e e bt e e s beesabeeabeeshbe e bt e eat e e sh b e eabeesab e e bbesabeesebeenbeenabeenbaesnre s
und erklért/erkldren: Ich/Wir trete/n®) aus der

ReligionSgemEINSCRATET)  ..ocuiiiiiiiiiiiiee ettt ettt sttt e e st e st e s e st es e et e e teeae s b et et et e st e Rt eR e Rt eaeebeeteebenbentennenean aus.

Diese Erklarung erstreckt sich auf das/die nachstehend aufgefiihrte/n unter unserem/meinem Personen-
sorgerecht stehende/n noch nicht 14 Jahre alte/n Kind/er?)?).

NAMET, TAG UIA  oooiieiiiiiiie ettt b ettt sh bt e b e e sh bt e bt e et e e be e e b e e sh bt e bt e s ab e eabeeea bt e sbb e e b e e sabeenbeesabeesbbeenbees
OFt BT GEDUTT  1oveiiiiiiiiie ittt et e et e e e et e e e e tbe e e stbeeesabaeeeabeeesssaeeaaasseeetsaeeeasseeeassseesasbeeeaasseessasseeeaseeesssseesansaeeessses

VEIIIIETK TIDET .ottt ettt h et b e bt b e bt eh e h e b b e bt ea bt e bt et e bt et sb e e bt eh e e sbeembeebeenbeabeenbeebeentes
VOTHBGEIIAE .ttt b et h e et bt e st bt e bt e bt e st eb e bt e h b e bt e ab bt ea st bt e st eb e e bt e be e benbee bt eare et
EINWALHGUNEGEN UNA  .eeeiiiiiiiiie ettt sttt st esbt e s a bt e bt e e ke e sa b e e sbbesab e e sb bt ea ke e e abeesbbeshbeesbaeenbaesabaenbbesabeenbaeanbaenane

GENENIMIGUNZEIL  ..oiiiiiiie et st a e st e e a e e e e s h e e e bt e e bt e a e s h e sa e st nesaeenne e e

Tag und Ort der
ERESChIIEUNG/AET ..ottt ettt e et s ae e s bt s bt e bt s e e bt e et b e en et ennesreene s

BEGITNAUNG QBT .eeutiitiiiiieitte ettt ettt b ettt sh bt e sbe e e bt e s b et e bt e sh bt e ab b e e b e e sb bt e b et sa b e e shb e eabeesbbeebeeeabeeehbeenbeesbbeesbeeenbeennne
LebenspartnerSCRaft  ......o.ooiiiiiie bbbt h et bbbt b e b e bt a e bt et b e ehe et et sbe et
STANAESAINE  .oviiiiiiiieicc e e

J T e T3 3 L0 00 0 ) PPN

Taufort siehe Blatt 3

Mitteilung
Grundlage fiir die Mitteilung ist das Verfahren tiber den Kirchenaustritt
,_Standesamt i
OFt e
Datum oo
Die Standesbeamtin/Der Standesbeamte®)
L 1 (S1e8EL) e

') Verzeichnis der Religionsgemeinschaften siehe Anlage 1 des RdErl. des MI vom 15. 3. 2010 (Nds. MBL. S. 462) in der jeweils geltenden Fassung.
%) Bei Erstreckung auf Kinder zwischen 12 und 14 Jahren ist die Einwilligung des Kindes erforderlich.
%) Nicht Zutreffendes streichen.
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Nds. MBL. Nr. 15/2010

Anlage 7
Standesamt  .....ooooiviiiiiii OFt, TAG -vveeeiriieeirie ettt
Bescheinigung iiber den Austritt aus einer Kirche, Religionsgemeinschaft oder Weltanschauungs-
gemeinschaft
AVZ6) 0 0 T=0 0 LT =N a 000 T=) 01 T o s L= TR
(gef. abweichender
Geburtsname)
Tag UNA OFt dET GEDUTIT  ..ooveiiiiie e ettt ettt e h e et e et e s a e s bt e n e e ae e s bt e e e e bt en e st e e e e seeenneeee
WORNOTE, WORIIUIIE  c.eeiiiiiiiii ettt ettt e b e b e et e s h bt e bt e e bt e s bt e eabeeshb e e bt e ea b e e bt e eabeeshbeenbeeeabeenbeesnbeesbbeenbaean
wird bescheinigt, dass SIE/BI™) @I ....c..eeviiiieiiiiiiiireee e e e aus der

Religionsgemeinschaft

ausgetreten ist/sind*).

{6533 =51 P

Nur fiir das zu benachrichtigende Standesamt

Tag und Ort der
Eheschlieffung/der

Begriindung der
Lebenspartnerschaft
Standesamt

Registernummer

=
Standesamt/Meldebehérde*)

Bearbeitungsvermerke
Grundlage fiir die Mitteilung ist das Verfahren tiber den Kirchenaustritt

Bescheinigung
eTteiltam ......oooiiiiiii

Mitteilungen an

Religionsgemeinschaft
AIM1 e

MeldebEhOIAEAIN ...c.veeuiiiiiiiiiiiiee ettt s e be

SANAESATIIEAIIL Lo..vveevveiieeiie e siee e eiee st e e e bee s b e e baesabeessbeebaessbeesaseesbeessseesseesnne

*) Nicht Zutreffendes streichen.
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Nds. MBI. Nr. 15/2010

Anlage 8
R =016 2T:T: 1 00 | AR TPPRTR OFt, TAZ cvveeveeriteeiieeiie ettt s
Bescheinigung iiber die Wirkung eines Kircheniibertritts

V203 T2 000 LT Vo 00 =00 - Do L= PP
(ggf. abweichender
Geburtsname)

Tag UNA OFt BT GEDUIT  ..viiieiieiieee ettt b et e b et b e s et e st e bt ehe e s bt eab e s bt et e e bt ese e eb e et e ebee bt eseenbeemnenbeennenne

WORNOTE, WORTIUIIE  .eoitiiiiiiiie ittt ettt ettt ettt e she e e bt e s bt e e bt e sht e e shb e e bt e shb e e bt e e ab e e shbeebeesabe e beeeabeesabeenabesnbeenbeeenbeesane

wird bescheinigt, dass thr/sein®) am ........cccocveriiiriiniiiinieiiee e erfolgter Kirchentibertritt

die Wirkung eines Austritts aus der
Religionsgemeinschaft

hat (§ 5 Abs. 4 Satz 2 des Kirchenaustrittsgesetzes vom 4. Juli 1973, Nds. GVBL. S. 221, zuletzt gedndert
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 28. Mai 1996, Nds. GVBL. S. 242).

Die Standesbeamtin/Der Standesbeamte

(Siegel)

*) Nicht Zutreffendes streichen.
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Nds. MBL. Nr. 15/2010

Forderung der Riickkehr und Weiterwanderung
von ausldndischen Fliichtlingen

RdErl. d. MI v. 26. 3. 2010 — 41-12235-4.3.1 —

— VORIS 27100 —

Bezug: RdErl. v. 31. 3. 2009 (Nds. MBL. S. 427)
— VORIS 27100 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 1. 2010 wie folgt
gedndert:

1. In Nummer 1 Satz 4 wird das Datum ,,1. 1. 2009 durch
das Datum ,,1. 1. 2010“ ersetzt.

2. In Nummer 2.1.3 wird das Datum ,,31. 12. 2009“ durch
das Datum ,,31. 12. 2010 ersetzt.

3. Nummer 3.1.2 erhélt folgende Fassung:

,»,3.1.2 Armenien, Aserbaidschan, Bosnien-Herzegowina,
Georgien, Iran, Kosovo (auler Angehorige der Min-
derheiten der Serben und Roma), Mazedonien,
Moldau (Republik), Montenegro, Russische Fodera-
tion, Serbien, Tiirkei und Ukraine erhalten eine
Starthilfe in Hohe von 400 EUR pro Erwachsenem/
Jugendlichem und 200 EUR pro Kind bis zum voll-
endeten zwolften Lebensjahr;”.

4. Nummer 3.1.3 erhélt folgende Fassung:

»3.1.3 Agypten, Athiopien, Algerien, Bangladesch, China,
Cote d’Ivoire (Elfenbeinkiiste), Eritrea, Ghana, Gui-
nea, Indien, Jordanien, Libanon, Marokko, Nigeria,
Pakistan, Sierra Leone, Somalia, Syrien und Viet-
nam erhalten eine Starthilfe in Hohe von 300 EUR
pro Erwachsenem/Jugendlichem und 150 EUR pro
Kind bis zum vollendeten zwoélften Lebensjahr.“

5. In Nummer 3.3 Satz 1 wird das Datum ,31. 12. 2009
durch das Datum ,,31. 12. 2010“ ersetzt.

— Nds. MBL. Nr. 15/2010 S. 472

Anerkennung der Stiftung Hannoversche Volksbank

Bek. d. MI v. 29. 3. 2010
— RVH2.0211741/V 17 —

Mit Schreiben vom 29. 3. 2010 hat das MI, Regierungsver-
tretung Hannover, als zustdndige Stiftungsbehorde geméafs § 3
NStiftG vom 24. 7. 1968 (Nds. GVBL. S. 119), zuletzt gedndert
durch Gesetz vom 23. 11. 2004 (Nds. GVBL. S. 514), aufgrund
des Stiftungsgeschifts am 2. 3. 2010 und der diesem beigefiig-
ten Stiftungssatzung die Stiftung Hannoversche Volksbank
mit Sitz in Hannover geméfl § 80 BGB als rechtsfihig aner-
kannt.

Zweck der Stiftung ist die Férderung von Kunst und Kultur,
hilfebedurftiger Menschen nach den §§ 52 und 53 AO und die
Unterstiitzung von Bildung und Erziehung im Bereich der Ju-
gendhilfe, im Geschiftsgebiet der Hannoverschen Volksbank
sowie der Wirtschaftsregion Hannover-Celle.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Stiftung Hannoversche Volksbank
¢/o Hannoversche Volksbank eG
Kurt-Schumacher-Strafle 19

30159 Hannover.
— Nds. MBL Nr. 15/2010 S. 472

Durchfiithrung des Gemeindefinanzreformgesetzes;
Bekanntgabe der zum 1. 5. 2010
zu verteilenden Gemeindeanteile an der Einkommensteuer
und an der Umsatzsteuer

Bek. d. MI v. 13. 4. 2010 — 33.23-05601/4-3 —

1. Gemeindeanteil an der Einkommensteuer
Fir das erste Kalendervierteljahr 2010 betragt der Gemein-
deanteil an der Einkommensteuer — einschlie8lich eines Res-

472

tes aus dem vorangegangenen Quartal — 522 100 863,58 EUR.
Der Berechnung ist ein Betrag von 522 100 397,00 EUR zugrun-
de gelegt worden, um eine bei der Festsetzung der Schliisselzah-
len entstandene geringfiigige Rundungsdifferenz ausgleichen
zu konnen.

2. Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer
Fir das vierte Kalendervierteljahr 2009 betragt

der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 72 678 116,00 EUR.

Zum Zahlungstermin 20. 12. 2009
wurden fiir das vierte
Kalendervierteljahr 2009
gezahlt, sodass sich eine
Nachzahlung von
ergibt.

Fiir das erste Kalendervierteljahr 2010
betragt die Abschlagszahlung fiir den
Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer
einschlieflich einer Rundungsdifferenz
in Hoéhe von 41,00 EUR aus der
vorangegangenen Zahlung

70 155 641,00 EUR

2522 475,00 EUR

74 700 976,00 EUR.

Mithin steht unter Berticksichtigung
der Nachzahlung aus dem
vorangegangenen Quartal fiir
das erste Kalendervierteljahr 2010
ein Betrag von
zur Verfiigung.

77 223 492,00 EUR

Der Berechnung ist ein Betrag von 77 223 442,00 EUR
zugrunde gelegt worden, um eine bei der Festsetzung der
Schliisselzahlen entstandene geringfiigige Rundungsdifferenz
ausgleichen zu konnen.

3. Schlussbestimmung

Auf die Verordnung tiber den Gemeindeanteil an der Einkom-
mensteuer und an der Umsatzsteuer sowie tiber die Gewerbe-
steuerumlage vom 10. 4. 2000 (Nds. GVBL. S. 70), zuletzt gedn-
dert durch Verordnung vom 28. 2. 2009 (Nds. GVBL. S. 36, 239),
und den hierzu ergangenen RdErl. vom 8. 7. 2004 (Nds. MBI.
S. 480) wird Bezug genommen.

— Nds. MBL. Nr. 15/2010 S. 472

G. Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

Anderung der Genehmigung
des Verkehrsflughafens Hannover-Langenhagen

Bek. d. MW v. 30. 3. 2010 — 45.2-21.01 —

Bezug: Bek. v. 8. 1. 1990 (Nds. MBI. S. 155), zuletzt gedndert durch
Bek. v. 14. 12. 2009 (Nds. MBI. 2010 S. 4)

Auf Antrag der Flughafen Hannover-Langenhagen GmbH
vom 28. 7. 2008/18. 9. 2009/11. 2. 2010 wurde die am 8. 1. 1990
neu gefasste und zuletzt am 29. 10. 2009 gednderte Genehmi-
gung zur Anlage und zum Betrieb des Verkehrsflughafens
Hannover-Langenhagen gedndert.

Nummer 4.4.6 der Bezugsbekanntmachung erhélt daher
folgende Fassung:

,4.4.6 Schutzstreifen 840 x 60 m, der die Bahn

symmetrisch umgibt.“

— Nds. MBL. Nr. 15/2010 S. 472
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Richtlinien iiber die Rechtsverhiltnisse an Kreuzungen
und Einmiindungen von Bundesfernstrafien
und anderen offentlichen Straflen
(Strafen-Kreuzungsrichtlinien — StraKR)

RdErl. d. MW v. 31. 3. 2010 — 43.1-31036/0002 —
— VORIS 92200 —

Die ,Richtlinien tiber die Rechtsverhéltnisse an Kreuzun-
gen und Einmiindungen von Bundesfernstralen und anderen
offentlichen Strafen (StrafSen-Kreuzungsrichtlinien — StraKR)“
sind auf der Homepage des Bundesministeriums fiir Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung unter www.bmvbs.de veroffent-
licht und mit dem Allgemeinen Rundschreiben Straflenbau
(ARS) Nr. 2/2010 vom 25. 1. 2010 (Verkehrsblatt S. 62) be-
kannt gemacht worden. Sie werden hiermit fiir den Bereich
der Auftragsverwaltung der Bundesfernstrafien sowie entspre-
chend im Bereich des Straflenrechts des Landes, soweit dieses
mit dem Bundesrecht tibereinstimmt, eingefithrt. Der Region
Hannover, den Landkreisen, kreisfreien Stadten und Gemein-
den wird empfohlen, diese Richtlinien auch fiir den Bereich
der Kreisstralen und der Gemeindestrafien entsprechend an-
zuwenden.

An die
Niedersdchsische Landesbehorde fiir Stralenbau und Verkehr
Region Hannover, Landkreise, kreisfreien Stadte und Gemeinden
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H. Ministerium fiir Ernidhrung, Landwirtschaft,
Verbraucherschutz und Landesentwicklung

Durchfiihrung der BHV1-Verordnung
RdErl. d. ML v. 25. 3. 2010 — 203-42232/3-187 —

— VORIS 78510 —

1. Allgemeines

1.1 Das Bovine Herpes Virus Typ 1 (BHV1) verursacht zwei
unterschiedliche Krankheitsbilder. Die bevorzugten Manifes-
tationsorgane sind der Respirationstrakt (Infektiése Bovine Rhi-
notracheitis-IBR) und der Genitaltrakt (beim weiblichen Tier:
Infektiose Pustulose Vulvovaginitis-IPV, beim ménnlichen Tier:
Infektiose Balanoposthitis-IBP). Eine Besonderheit dieser In-
fektionskrankheit liegt darin, dass ein infiziertes Tier lebenslang
Virustrdger bleibt und insoweit permanent eine Infektions-
quelle darstellt.

Die Mafinahmen der Bekdmpfung sind in der BHV1-Verord-
nung i. d. F. vom 20. 12. 2005 (BGBL. I S. 3520) und in der
Nds. BHV1-VO vom 23. 3. 2010 (Nds. GVBL. S. 155) festgelegt.

1.2 Die Tierbesitzerin oder der Tierbesitzer ist fir eine kor-
rekte Einhaltung der notwendigen Maflnahmen im Betrieb
verantwortlich. Die rechtsverbindlich vorgeschriebenen Unter-
suchungen sind unter Beachtung des zunehmenden Sanierungs-
drucks und wirtschaftlicher Gesichtspunkte so zu gestalten,
dass die Kriterien nach Anlage 1 AbschnittI der BHV1-Ver-
ordnung erfiillt werden und somit der Status ,BHV1-freier
Rinderbestand* erlangt wird.

1.3 Die bei der Durchfithrung der BHV1-Verordnung entste-
henden Kosten tragt die Tierbesitzerin oder der Tierbesitzer,
soweit nicht von der Niedersdchsischen Tierseuchenkasse eine
Kosteniibernahme beschlossen wird. Auf § 15 Abs. 3 i. V. m.
§ 13 Abs. 1 Satz 2 sowie § 16 Abs. 2 AGTierSG wird hingewiesen.

2. Zu den Vorschriften der BHV1-Verordnung
Zu§1
Zu Absatz 1

Die klinischen Erscheinungen der BHV1-Infektion sind hiu-
fig nicht eindeutig, daher sind entsprechende Laboruntersu-
chungen notwendig.

Bei Vorliegen eines serologisch positiven Befundes ist im
Einzelfall abzukldren, ob es sich um ,,Altreagenten/Impfreagen-
ten“ und ein abgelaufenes Seuchengeschehen oder ein aktives
Seuchengeschehen handelt, das den Ausbruch der BHV1-In-
fektion befiirchten lasst.

Zu Absatz 2

Ein Rinderbestand i. S. der Nummer 2 Buchst. b ist ein
Bestand, in dem alle Rinder des Bestandes gemaf} § 2 Abs. 1
Nds. BHV1-VO geimpft (Grundimmunisierung und eine wei-
tere Impfung im Abstand von drei bis sechs Monaten), regelma-
Rig nach Angaben des Impfstoftherstellers nachgeimpft wurden
und frithestens zum Zeitpunkt der weiteren Impfung eine Un-
tersuchung gemafl Nummer 2 Buchst. b Doppelbuchst. cc mit
negativem Ergebnis durchgefiihrt wurde. Die ausschliefliche
Impfung von Reagenten nach Nummer 2 Buchst. b Doppel-
buchst. aa ist unter Beachtung der Nds. BHV1-VO nicht moglich.

Ein Isolierstall gemdft Nummer 2 Buchst. c und d ist ein von
den tbrigen Stdllen getrennt liegender, leicht zu reinigender
und zu desinfizierender, gesondert zugénglicher Stall, der ge-
trennt ver- und entsorgt wird und in dem neu oder wieder ein-
zustellende Rinder gehalten und untersucht werden kénnen.

Uber die fiir die Absonderung vorgesehenen Raumlichkeiten
sowie tiber den Beginn der Absonderung soll die Tierbesitzerin
oder der Tierbesitzer die ortlich zustdndige Veterindrbehorde
rechtzeitig unterrichten. Damit wird die Moglichkeit gegeben,
die Absonderung zu tberpriifen, und sichergestellt, dass die
gemil § 3 Abs. 1 Satz 1 geforderte amtstierdrztliche Beschei-
nigung ohne zeitlichen Verzug ausgestellt werden kann.

Rinder im Alter von unter neun Monaten (Kélber), die die
Anforderungen nach Nummer 2 Buchst. a oder b erfiillen, gel-
ten als BHV1-freie Rinder.

Die Voraussetzungen, unter denen ein Rinderbestand als
frei von einer BHV1-Infektion gilt, sind in der Anlage 1 (zu § 1
Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a und b) festgelegt. Der Status eines Rin-
derbestandes als BHV1-frei wird nicht bertihrt durch von der
zustdndigen Behorde geméfd § 2 a Abs. 1 Satz 3 genehmigte se-
parate Mastbetriebsabteilungen, in denen ordnungsgemafd grund-
immunisierte und nachgeimpfte Rinder gehalten werden.
Eine separate Mastbetriebsabteilung ist dazu geeignet, Rinder
rdumlich getrennt als Einzelbestand zu halten. Eine Untersu-
chungsverpflichtung zur Aufrechterhaltung der BHV1-Frei-
heit geméfl Anlage 1 Abschnitt I besteht damit fiir die Rinder
der separaten Mastbetriebsabteilungen nicht. Trotz bestehen-
der Impfverpflichtung dirfen in den Bestand nur Rinder ein-
gestellt werden, die nach entsprechender amtstierarztlicher
Bescheinigung frei von einer BHV 1-Infektion sind.

BHV1-freie Rinderbestdnde, in denen die Untersuchungen
gemdf Anlage 1 Abschnitt IT nicht zeitgerecht durchgefiihrt
worden sind, verlieren ihren Status als BHV1-freier Rinderbe-
stand und konnen diesen erst nach erneuter Durchfiithrung ei-
ner Basisuntersuchung wieder erreichen. Bei der Beurteilung
,,zeitgerecht” ist die in der Anlage 1 Abschnitt II eingerdumte
Uberschreitungsfrist von drei Monaten zu beriicksichtigen.

Bei einem Zukauf von BHV1-freien Rindern sollten sich die
Kéauferinnen und Kéufer vom Viehhandelsbetrieb, Viehtrans-
portunternehmen, Zuchtverband oder von der Zuchttierab-
satzgenossenschaft schriftlich versichern lassen, dass die Tiere
wihrend des Transports nur mit solchen Rindern Kontakt hat-
ten, die den gleichen Seuchenstatus besitzen.

Zu§2
Zu Absatz 1

Rinder diirfen gegen die BHV1-Infektion nur mit unter Num-
mer 1 beschriebenen, markierten Impfstoffen geimpft werden.
Abweichend hiervon diirfen gemdfi Nummer 2 fiir Rinder in
reinen Mastbestdnden, die ausschliefllich zur Schlachtung ab-
gegeben werden, auch nicht markierte Impfstoffe (ohne Dele-
tion des Glycoprotein-E-Gens) verwendet werden.

Ein reiner Mastbestand ist ein Bestand, der ausschliefilich
Mast- und/oder Schlachtrinder hilt, keine Nachzucht erzeugt
und Rinder nur zur unmittelbaren Schlachtung abgibt.

Lebendimpfstoffe sollen nur in reinen Mastbetrieben oder
rdumlich getrennten Mastbetriebsabteilungen eingesetzt wer-
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den. Hiervon sollte nur in begriindeten Einzelfillen wie akutem
BHV1-Virusgeschehen im Bestand unter Berticksichtigung des
gesamten Betriebsmanagements — insbesondere der Beurteilung
der getroffenen Biosicherheitsmafinahmen — in Abstimmung
mit der BHV1-Koordinatorin oder dem BHV1-Koordinator bei
der Niedersachsischen Tierseuchenkasse abgewichen werden.

Zu Absatz 2

Eine Ausnahme von Absatz 1 kann fiir Rinder zugelassen
werden, die aus dem Inland verbracht werden sollen, sofern
das Bestimmungsland eine Impfung mit einem anderen Impf-
stoff verlangt. Die Ausnahme ist mit der Auflage zu verbin-
den, dass diese Tiere bei der Verwendung von attenuiertem
Impfstoff entweder auflerhalb des Herkunftsbetriebes oder in
einer dort vorhandenen Quarantdnestallung geimpft und bis
zum endgultigen Verbringen dort gehalten werden, damit
durch eine mogliche Ausscheidung des Impfvirus eine Infek-
tion BHV1-freier Tiere des Bestandes verhindert wird.

Zu Absatz 3

Die Anordnung der Impfung der Rinder eines Bestandes
oder eines bestimmten Gebietes liegt im Ermessen der zustidn-
digen Behorde, wenn dies aus Griinden der Seuchenbekdmp-
fung erforderlich ist. § 2 Nds. BHV1-VO ist zu beachten. Die
Anordnung der Impfung der Rinder eines bestimmten Gebie-
tes darf nur mit Zustimmung des ML erfolgen. Die Landkreise,
kreisfreien Stddte und die Region Hannover legen dazu fiir
das fiir eine Flichenimpfung vorgesehene Gebiet einen epide-
miologischen Bericht vor, in dem im Einzelnen die Griinde fiir
die Durchfithrung der Fldchenschutzimpfung dargelegt werden.
Der epidemiologische Bericht ist dem ML iiber das LAVES,
welches hierzu eine Stellungnahme abgibt, zur Entscheidung
vorzulegen.

Zu Absatz 4

Fiir das Verbot der Impfung eines bestimmten Gebietes ist
die Zustimmung des ML erforderlich. Die entsprechenden Vor-
gaben zu Absatz 3 sind anzuwenden.

Zu Absatz 5

Uber die Anzahl, den Zeitpunkt der durchgefiihrten Imp-
fungen, die Ohrmarkennummern der geimpften Rinder und
die Art des verwendeten Impfstoffes hat die Besitzerin oder
der Besitzer auf Verlangen der zustdndigen Behorde Auskunft
zu erteilen. § 3 der Nds. BHV1-VO ist zu beachten.

Zu§2a
Zu Absatz 1

Um zu einer Tilgung der BHV1-Infektion zu kommen, ist es
erforderlich, den Seuchenstatus der Tiere oder des Bestandes
zu kennen, um entsprechende Mafinahmen zur Verhinderung
einer Seuchenverschleppung treffen zu kénnen. Insoweit ist
die Untersuchung von Zucht- und Nutzrindern erforderlich.

Die Untersuchungen sind nach ndherer Anweisung der zu-
standigen Behorde in einer von ihr bestimmten Untersuchungs-
einrichtung vorzunehmen.

Die Probenahme erfolgt durch die betreuenden Tierérztin-
nen und Tierarzte.

Die Proben sind in den Veterinérinstituten Hannover und
Oldenburg des LAVES, der LUFA Nordwest oder im Tierdrzt-
lichen Institut der Universitdt Gottingen unter Berticksichti-
gung der Einzugsbereiche geméfl Anlage zu untersuchen.

Unter den Voraussetzungen des Satzes 3 kann die zustdndige
Behorde im Einzelfall Ausnahmen von der Untersuchungs-
pflicht zulassen. Dabei handelt es sich um Einzelfallentschei-
dungen, die regelméifig mit einer Impfung des Bestandes
einhergehen und die unter Berticksichtigung des seuchenhy-
gienischen Risikos des Bestandes und der Belange der Seu-
chenbekdmpfung zu treffen sind. Bei diesen Betrieben handelt
es sich in der Regel um reine Mastbestdnde oder getrennte Mast-
betriebsabteilungen, die nur Tiere zur Schlachtung abgeben.

Fir gemischte Bestdnde mit einem Kuhanteil von weniger
als 30 v. H. kann keine generelle Ausnahmegenehmigung von
der Untersuchungspflicht erteilt werden. Jedoch kann selektiv
fiir die ménnlichen Masttiere eine Ausnahmegenehmigung er-
teilt werden mit den Auflagen, die médnnlichen Tiere regelméfig
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impfen zu lassen (Grundimmunisierung und Wiederholungs-
impfungen) und die Tiere nur zur Schlachtung abzugeben.
Ferner miissen alle Zukaufstiere (Nutz- und Zuchttiere) von
einer amtstierdrztlichen BHV1-Bescheinigung begleitet sein.
Damit entfillt in gemischten Bestdnden mit einem Kuhanteil
von weniger als 30 v. H. die Untersuchungspflicht fiir ménn-
liche Masttiere; stattdessen miissen diese geimpft werden, ob-
wohl sie als BHV1-freie Tiere zugekauft wurden.

Die Basisuntersuchung zur Anerkennung der BHV1-Frei-
heit nach Anlage 1 Abschnitt I Nr. 1 Buchst. a wird von dieser
Ausnahmeregelung fiir die Masttiere nicht beriihrt, d. h., in
Bestdnden mit einem Kuhanteil von weniger als 30 v. H. sind
im Rahmen der Basisuntersuchung alle iiber neun Monate al-
ten Zucht- und Nutzrinder zu untersuchen.

Fir Milchvieh-/Zuchtbetriebe mit einem Kuhanteil von
mindestens 30 v. H. sind Ausnahmen von der Untersuchungs-
pflicht grundsétzlich nicht zu erteilen.

Ausnahmegenehmigungen sind auf hochstens drei Jahre zu
befristen und mit einem Widerrufsvorbehalt zu versehen.

Zu§2b

Die zustandige kommunale Veterindrbehorde legt fiir jeden
Rinderbestand den allgemeinen BHV1-Status wie folgt fest:

a) freier Bestand
aa) ohne Impfung,

bb) mit Impfung (Bestdnde, in denen im Berichtszeitraum
geimpft wurde),

b) nicht BHV1-freie Bestinde
aa) Sanierungsbestdnde mit Impfung,

bb) Sanierungsbestinde mit Reagentenselektion, ohne Imp-
fung,
c) sonstige nicht BHV1-freie Bestédnde.
Die in den FuBinoten gegebenen Erlduterungen auf dem
BHV1-Berichtsbogen gemifi Anhang IV der Entscheidung
2003/886/EG sind zu beachten.

Die Landkreise, kreisfreien Stddte und die Region Hannover
berichten jdhrlich bis spitestens 31. Januar nach den jeweils
aktuellen Vorgaben, die den Anforderungen des Bundesminis-
teriums fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
und der EU gentigen, dem ML tiber die BHV1-Koordinations-
stelle bei der Niedersdchsischen Tierseuchenkasse.

Zu§3
Zu Absatz 1

Geregelt ist die grundsitzliche rechtliche Verpflichtung,
dass Zucht- und Nutzrinder aus einem Bestand nur verbracht
oder in einen Bestand nur eingestellt werden dirfen, wenn sie
die rechtlichen Anforderungen an ein BHV1-freies Rind erfiil-
len und von einer vorgeschriebenen amtstierdrztlichen Be-
scheinigung begleitet sind.

Die moglichen Ausnahmen von der Attestpflicht sind im
Einzelnen geregelt.

Unter ,unmittelbarem Verbringen“ ist grundsitzlich das
Einsammeln von Rindern von Hof zu Hof auf einem Trans-
portfahrzeug bis zum Bestimmungsort, ohne dass Rinder zwi-
schenzeitlich abgeladen werden, zu verstehen. Hierbei muss
darauf geachtet werden, dass zuerst die BHV1-freien Betriebe
und erst danach die nicht freien Betriebe angefahren werden.
Mit Genehmigung der zustindigen Behorde koénnen auch
nicht BHV1-freie Rinder tiber eine nicht BHV1-freie Sammel-
stelle zur Schlachtung sowie in einen nicht BHV1-freien Mast-
bestand mit ausschlieflicher Stallhaltung verbracht werden.
Zu Absatz 5

Von der Ermichtigung des Absatzes 5 kann auf Antrag
durch den abgebenden Tierbesitzer im besonders begriindeten
Einzelfall unter der Bedingung Gebrauch gemacht werden,
dass der aufnehmende Bestand die Einstellung des Rindes und
dessen Herkunftsbestand dem Landkreis, der Region Hannover
oder der kreisfreien Stadt innerhalb von drei Tagen anzeigt.

Zus§4
Zu Absatz 1
§ 1 Nds. BHV1-VO ist zu beachten.
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Zu Absatz 3

Von der Moglichkeit zur Anordnung einer Tétung von
Reagenten nach Absatz 3 kann ausdriicklich nur mit Zustim-
mung des ML unter Berticksichtigung von § 2 Abs. 4 Satz 1
Gebrauch gemacht werden.

Zu Absatz 4

§ 4 Nds. BHV1-VO ist zu beachten.
Zu§s

Hier sind die Schutzmafiregeln enthalten, die vor amtlicher
Feststellung der BHV 1-Infektion oder des Verdachts der BHV1-
Infektion von der Tierbesitzerin oder dem Tierbesitzer zu tref-
fen sind. Die Vorschriften verfolgen den Zweck, den Seuchen-
herd schon vor der amtlichen Feststellung durch Sperr- und
Desinfektionsmafinahmen so abzuschirmen, dass eine mittel-
bare oder unmittelbare Verschleppung des Erregers vermie-
den wird.

Zu§6
Der Umfang der Mafinahmen nach Absatz 1 Nrn. 1 bis 10

ist im Fall des Verdachts des Ausbruchs der BHV1-Infektion
von der Situation im Einzelfall abhéngig.
Zu§7

Der zustdndigen Behorde wird die Befugnis eingerdumt, fiir
die seuchenkranken und seuchenverdéchtigen Rinder die To-
tung anzuordnen. In Niedersachsen darf von der Anordnung
der Totung jedoch kein Gebrauch gemacht werden. Die Rege-

lung zu § 4 Abs. 3 der BHV1-Verordnung bleibt davon unbe-
rithrt.
Zu§8

Bei flichenhafter Ausbreitung der BHV1-Infektion in einem
Gebiet wird in der Regel bei Feststellung des Seuchenaus-
bruchs nicht auszuschliefien sein, dass sich die Seuche bereits
unerkannt in der Umgebung des Seuchengehofts oder des
sonstigen Standortes ausgebreitet hat. In diesen Féllen kann
die Bildung eines Sperrbezirks mit den fiir diesen vorgeschrie-
benen Mafinahmen zur Verhiitung einer weiteren Verschlep-
pung der Seuche notwendig werden.

Die Bildung von Sperrbezirken kommt nur in Ausnahme-
fillen in Betracht; bei der Einrichtung eines Sperrbezirks ist
das Einvernehmen mit dem ML herzustellen.

Zu§9
Zu Absatz 1

Rinder koénnen sich schon vor der amtlichen Feststellung
der Seuche oder des Seuchenverdachts in dem Herkunftsbe-
stand infiziert haben und die Seuche beim Verbringen in einen
anderen Bestand verschleppen. Dies ist auch zu befiirchten,
wenn Rinder Kontakt mit an der BHV1-Infektion erkrankten
Rindern hatten. Die behordliche Beobachtung aller Rinder der
Bestdnde, aus denen die Seuche eingeschleppt oder in die sie
bereits weiterverschleppt worden sein kann, ist daher geboten.
Im Einzelfall kann auch die Untersuchung sowie die Impfung
ansteckungsverdachtiger Rinder angeordnet werden (Satz 2).

Bei serologisch positiven Befunden sind daher epidemiolo-
gische Verfolgsuntersuchungen die letzten 30 Tage vor dem
positiven Befund betreffend relevant.

Zu Absatz 2

Bei einem Verdacht des Ausbruchs ist das Erfordernis im
Einzelfall zu priifen. Bei einem Ausbruch der BHV1-Infektion
nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 sind die Vorschriften nach Absatz 1 Satz 1
regelméaBig durchzufiihren.

Zu§11
Die Mafinahmen sind den jeweiligen besonderen Umstédn-
den des Einzelfalles anzupassen.
Zu§ 12
Zu Absatz 3

Sollen die Mafinahmen ohne serologische Untersuchungen
aufgehoben werden, so sind immer alle im Bestand verbliebe-
nen Rinder mindestens zweimal zu impfen (Grundimmunisie-
rung) und frithestens 30 Tage nach der Impfung klinisch zu
untersuchen (Absatz 2 Nr. 3 und Absatz 3 Nr. 2).

3. Schlussbestimmungen
Dieser RdErl. tritt am 22. 4. 2010 in Kraft.

An

die Region Hannover, Landkreise und kreisfreien Stadte

die Landwirtschaftskammer Niedersachsen

die Niedersdchsische Tierseuchenkasse

das Niedersdchsische Landesamt fir Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit
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Anlage

Die vorgesehenen Laboruntersuchungen sind in folgenden
Untersuchungseinrichtungen unter Beachtung der nachste-
henden Einzugsbereiche durchzuftihren:

a) LAVES-Veterindrinstitut Hannover:
Proben aus den Landkreisen Goslar, Helmstedt, Peine
(jeweils mit Ausnahme der BHV1-Milchproben) sowie
Hameln, Hildesheim, Holzminden, Liineburg, Nienburg,
Schaumburg, Verden und Wolfenbiittel und den Stddten
Braunschweig, Salzgitter und Wolfsburg.

b) LAVES-Veterindrinstitut Oldenburg:
Proben aus den Landkreisen Ammerland, Cuxhaven, Olden-
burg, Osnabriick, Rotenburg (Wiimme), Stade und Vechta,
dem Zweckverband Jade-Weser und den Stddten Delmen-
horst und Oldenburg.

c) Institut fiir Tiergesundheit der LUFA Nordwest
Proben aus den Landkreisen Aurich, Celle, Cloppenburg,
Diepholz, Emsland, Githorn, Grafschaft Bentheim und
Winsen (Luhe), der Region Hannover, den Landkreisen
Leer, Liichow-Dannenberg, Osterholz, Soltau-Fallingbostel
und Uelzen sowie der Stadt Emden.

d) Tierdrztliches Institut der Universitdt Gottingen:
Proben aus den Landkreisen G6ttingen, Northeim und Oste-
rode/Harz sowie die BHV1-Milchproben aus den Landkrei-
sen Goslar, Helmstedt und Peine.

Im Bedarfsfall erfolgt eine Beteiligung des Instituts fir Viro-
logie der Tierdrztlichen Hochschule Hannover nach Vorgaben
des ML in Abstimmung mit der Niedersdchsischen Tierseu-
chenkasse.

K. Ministerium fiir Umwelt und Klimaschutz

Feststellung gemaf} § 3 a UVPG
(Bundesamt fiir Strahlenschutz, Salzgitter)

Bek. d. MU v. 21. 4. 2010 — 45-40326/08/06/04 —

Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bun-
desamt fur Strahlenschutz, Willy-Brandt-Straf’e 5, 38226 Salz-
gitter, hat beim MU geméf § 7 der Strahlenschutzverordnung
die Genehmigung fiir den Umgang mit sonstigen radioaktiven
Stoffen in der Schachtanlage Asse II beantragt. Der Antrag
umfasst die Handhabung von kontaminierten Losungen, Fest-
stoffen und Gasen mit einer spezifischen Radioaktivitat unter-
halb des Hundertfachen der Freigrenzen der Anlage III
Tabelle 1 Spalte 3 der Strahlenschutzverordnung auflerhalb
der Einlagerungskammern sowie die Festlegung der erforderli-
chen betrieblichen Regelungen zur Gewdhrleistung eines si-
cheren Weiterbetriebes, bezogen auf die bereits genehmigte
Lagerung sdmtlicher radioaktiver Abfélle in der Schachtanlage.

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens war geméafy den
§§ 3c und 3e i. V. m. Nummer 11.2 der Anlage 1 UVPG
durch eine allgemeine Vorpriifung des Einzelfalles zu ermit-
teln, ob fir das beantragte Vorhaben die Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitspriifung erforderlich ist.

Diese Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertraglich-
keitspriifung fir das o. a. Vorhaben nicht durchzufiithren ist.

Die Feststellung ist nicht selbstdndig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 15/2010 S. 475
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Landesamt fiir Bergbau, Energie und Geologie

Feststellung gemif § 3 ¢ UVPG
(ExxonMobil Deutschland GmbH, Hannover)

Bek. d. LBEG v. 24. 3. 2010 — BII £ 1.7 X 2010-007-III —

Die Firma ExxonMobil Deutschland GmbH, Riethorst 12,
30659 Hannover, plant das Projekt ,,Errichtung und Betrieb ei-
ner Fackelanlage zum Abfackeln von Deponiegas oder anderen
gasformigen Stoffen auf dem Betriebsplatz Goldenstedt Z 23
(Stadt Vechta, Gemarkung Oythe).

Das geplante Projekt unterliegt nach § 3 ci. V. m. Anlage 1
Nr. 8.1.4 UVPG der standortbezogenen Vorpriifung des Ein-
zelfalles.

Das LBEG als zustdndige Genehmigungsbehtrde hat gemaf}
§ 3 ¢ UVPG eine tiberschldgige Priifung vorgenommen und
festgestellt, dass eine Verpflichtung zur Durchfithrung einer
Umweltvertrdglichkeitspriifung nicht besteht.

Diese Feststellung ist nach § 3 a UVPG nicht selbstédndig an-

fechtbar.
— Nds. MBL Nr. 15/2010 S. 476

Feststellung gemaf § 3 c UVPG
(E.ON Engineering, Gelsenkirchen)

Bek. d. LBEG v. 26. 3. 2010 — BII 1.7 XI 2010-010 —

Die Firma E.ON Engineering, Alexander-von-Humboldt-
Strale 1, 45896 Gelsenkirchen, plant das Projekt ,,Umlegung
Hannoverleitung Leitungs-Nr. 6 der E.ON Gastransport“. Die
Leitung verlauft von Harenberg nach Letter nordwestlich von
Hannover.

Das geplante Projekt unterliegt nach § 3 ¢ i. V. m. Anlage 1
Nr. 19.2.4 UVPG der standortbezogenen Vorpriifung des Ein-
zelfalles.

Das LBEG als zustdndige Genehmigungsbehorde hat gemafy
§ 3 ¢ UVPG eine tuberschlédgige Prifung vorgenommen und
festgestellt, dass eine Verpflichtung zur Durchfithrung einer
Umweltvertraglichkeitspriifung nicht besteht.

Diese Feststellung ist nach § 3 a UVPG nicht selbstdndig an-

fechtbar.
— Nds. MBL. Nr. 15/2010 S. 476

Landeswahlleiter

Feststellung eines Sitziibergangs im
17. Deutschen Bundestag

Bek. d. Landeswahlleiters v. 1. 4. 2010
— LWL 11402/3.8 —

Eine Veroffentlichung von personenbezogenen Daten zur
Berufung von Listennachfolgerinnen und Listennachfolgern
im Internetangebot des Landes Niedersachsen ist aus Griinden
des Datenschutzes gemifd § 86 Abs. 3 BWO nicht mehr mog-
lich.

— Nds. MBL Nr. 15/2010 S. 476
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Niedersidchsische Landesbehorde
fiir Strafenbau und Verkehr

Umstufung von Teilstrecken der Landesstrafie 44
auf dem Gebiet der Stadt Neuenhaus

Bek. d. NLStBV v. 31. 3. 2010
— GB Lingen-1.-4-4142/31030 L. 46 —

L

In Anpassung an die verdnderten Netzbedingungen wird
ein Teilstiick der Ortskernentlastungsstrafie Neuenhaus zur
Landesstrafle 44 (L 44) aufgestuft und die nicht mehr benotig-
te Teilstrecke der Landesstraf’e 44 zur Stadtstrafle der Stadt
Neuenhaus abgestuft (§ 7 NStrG).

1. Mit Wirkung vom 1. 1. 2010 wird die Teilstrecke der Orts-
kernentlastungsstrafle auf dem Gebiet der Stadt Neuen-
haus, Landkreis Grafschaft Bentheim, im Abschnitt 3 von
Station 0 bis Station 839 und im Abschnitt 7 von Station 0
bis Station 1474 aufgestuft.

2. Mit Wirkung vom 1. 1. 2010 wird die Teilstrecke der L 44
auf dem Gebiet der Stadt Neuenhaus, Landkreis Grafschaft
Bentheim, von km 20,411 bis km 22,429 zur Stadtstrafle
der Stadt Neuenhausabgestuft.

II.

Gegen diese Verfliigung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift der Urkundsbe-
amtin oder des Urkundsbeamten Klage beim Verwaltungsgericht
Osnabriick, Hakenstrafle 14—15, 49074 Osnabriick, erhoben
werden. Die Klage ist gegen die Niedersdchsische Landesbe-
horde fir Straflenbau und Verkehr, Gottinger Chaussee 76 A,
30453 Hannover, zu richten. Sie muss die Kldgerin oder den
Klager, die Beklagte oder den Beklagten und den Streitgegen-
stand bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthal-
ten. Die zur Begriindung der Klage dienenden Tatsachen und
Beweismittel sollen angegeben sowie der angefochtene Bescheid
beigefiigt werden.

— Nds. MBL. Nr. 15/2010 S. 476

Umstufung von Teilstrecken der Landesstrafie 46
auf dem Gebiet der Gemeinde Twist

Bek. d. NLStBV v. 31. 3. 2010
— GB Lingen-1.-4-4142/31030 L. 46 —

L

In Anpassung an die verdnderten Netzbedingungen werden
ein Teilstiick der Ortskernentlastungsstrafie Twist zur Landes-
strafle 46 (L 46) aufgestuft und die nicht mehr benotigte Teil-
strecke der Landesstrafle 46 zur Gemeindestrafie der Gemeinde
Twist abgestuft (§ 7 NStrG).

1. Mit Wirkung vom 1. 1. 2010 wird die Teilstrecke der Orts-
kernentlastungsstrafie auf dem Gebiet der Gemeinde Twist,
Landkreis Emsland, von Station 0,600 bis Station 2,315
aufgestuft.

2. Mit Wirkung vom 1. 1. 2010 wird die Teilstrecke der L 46
auf dem Gebiet der Gemeinde Twist, Landkreis Emsland,
von km 10,660 bis km 12,270 zur Gemeindestraf’e der Ge-
meinde Twistabgestuft.

II.

Gegen diese Verfliigung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift der Urkunds-
beamtin oder des Urkundsbeamten Klage beim Verwaltungs-
gericht Osnabriick, Hakenstrafle 14—15, 49074 Osnabriick,
erhoben werden. Die Klage ist gegen die Niedersdchsische
Landesbehorde fiir Stralenbau und Verkehr, Gottinger Chaus-
see 76 A, 30453 Hannover, zu richten. Sie muss die Klagerin
oder den Klédger, die Beklagte oder den Beklagten und den
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Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag
enthalten. Die zur Begriindung der Klage dienenden Tatsa-
chen und Beweismittel sollen angegeben sowie der angefoch-
tene Bescheid beigefiigt werden.

— Nds. MBI. Nr. 15/2010 S. 476

Niedersichsischer Landesbetrieb
fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz

) Vorlaufige Sicherung
des Uberschwemmungsgebietes des Hastebaches
im Landkreis Hameln-Pyrmont

Bek. d. NLWKN v. 21. 4. 2010 — 62023/2/58 —

Der NLWKN hat den Bereich des Landkreises Hameln-Pyr-
mont, der von einem hundertjdhrlichen Hochwasser des Haste-
baches tiberschwemmt wird, ermittelt und in Arbeitskarten
dargestellt. Die Arbeitskarten werden hiermit 6ffentlich bekannt
gemacht. Das Uberschwemmungsgebiet gilt ab dem Tag nach
dieser Bek. nach § 115 Abs. 5 NWG i. d. F. vom 19. 2. 2010
(Nds. GVBL. S. 64) bis zur Festsetzung durch die zustédndige
untere Wasserbehorde nach § 115 Abs. 2 NWG als festgesetzt.
Das Uberschwemmungsgebiet ist nach § 78 WHG freizuhal-
ten; es bestehen besondere Verbote und Genehmigungsvorbe-
halte nach § 78 Abs. 6 WHG.

Das Uberschwemmungsgebiet erstreckt sich auf das Gebiet
der Stadt Hameln und der Gemeinde Emmerthal und ist in
der mitveréffentlichten Ubersichtskarte (Anlage) im Maf3stab
1:25 000 (TK 50 Blatt-Nummer L 3922) dargestellt. Die Ar-
beitskarten im Mafistab 1 : 5 000 (Blatt 1 bis 2) werden bei

dem Landkreis Hameln-Pyrmont,
Stntelstrafle 9,

31785 Hameln,

und

der Stadt Hameln,
Rathausplatz 1,
31785 Hameln,

aufbewahrt und kénnen ab dem Tag nach dieser Bek. wih-
rend der Dienststunden dort kostenlos eingesehen werden. In
den Arbeitskarten ist die Grenze des nach § 115 Abs. 5 NWG
vorlaufig gesicherten Uberschwemmungsgebietes mit einer
roten Linie gekennzeichnet; das vom NLWKN ermittelte Uber-
schwemmungsgebiet selbst ist blau dargestellt.
Hinweis:

Die Karten sind auflerdem auf der Internetseite des NLWKN
eingestellt unter www.nlwkn.niedersachsen.de/Hochwasser-
& Kiistenschutz/Hochwasserschutz/Uberschwemmungsgebie-
te/Zu den Uberschwemmungsgebietskarten.

— Nds. MBI. Nr. 15/2010 S. 477

Die Anlage ist auf den Seiten 478/479 dieser Nummer
des Nds. MBI. abgedruckt.

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Celle

Feststellung gemif § 3 a UVPG
(Biogasanlage Abenrieb, Krelingen)

Bek. d. GAA Celle v. 29. 3. 2010
— CE000005209-10-005-01 U BS/Ba —

Die Biogas GmbH Krelingen, Jiirgen Abenrieb, aus Walsrode-
Krelingen, Krelingen 8, hat mit Schreiben vom 16. 2. 2010 die
Erteilung einer Genehmigung gemifl den §§ 4 und 16 BImSchG

in der derzeit geltenden Fassung fiir die wesentliche Ande-
rung einer Biogasanlage — hier: Verbrennungsmotorenanlage
fiir den Einsatz von Biogas — in Walsrode-Krelingen, Diishor-
ner Strafle, beantragt.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.3.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine standortbezogene Vorpriufung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob fiir das beantragte Vorhaben die
Durchfiihrung einer Umweltvertréaglichkeitspriifung erforder-
lich ist.

Diese Vorprifung hat ergeben, dass eine Umweltvertraglich-
keitspriifung fiir das o. a. Verfahren nicht erforderlich ist.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht
selbstdndig anfechtbar ist.

— Nds. MBI. Nr. 15/2010 S. 477

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg

Erteilung einer Genehmigung nach den
§§ 4 und 10 BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(Pro Food Company GmbH & Co. KG, Nortrup)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 26. 3. 2010
— 3103-40211/1-7.34-7 —

Das GAA Oldenburg hat der Firma Pro Food Company
GmbH & Co. KG, Hauptstrale 2, Nortrup, mit der Entschei-
dung vom 19. 3. 2010 die Genehmigung zur Errichtung und
zum Betrieb einer Anlage zur Herstellung von sonstigen Nah-
rungsmittelerzeugnissen aus tierischen Rohstoffen auf dem
Grundstiick Menslager Strafle — 174 in Nortrup, Flurstiick 30/2,
Flur 10, Gemarkung Nortrup, erteilt. In der Anlage konnen bis
zu maximal 300 t/Tag Brithwurst und Kochschinken produziert
werden.

Der Bescheid enthélt Nebenbestimmungen, um die Erfiil-
lung der Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG si-
cherzustellen.

Die vollstindige Genehmigung kann in der Zeit vom 22. 4.
bis einschlieBlich 5. 5. 2010
— beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theo-

dor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg, Zimmer 423,

montags bis

donnerstags in der Zeit von 8.00 bis 16.30 Uhr,
freitags in der Zeit von 8.00 bis 13.00 Uhr
und

— bei der Gemeinde Nortrup, Rathaus, Postweg 1, 49638 Nor-
trup, Zimmer 4,
montags und
donnerstags in der Zeit von 8.00 bis 17.30 Uhr,

dienstags und

mittwochs in der Zeit von 8.00 bis 16.00 Uhr,
freitags in der Zeit von 8.00 bis 13.00 Uhr,
eingesehen und angefordert werden.

Gemadf § 21 a der 9. BImSchV in der derzeit geltenden Fas-
sung, werden der verfiigende Teil des Bescheides und die
Rechtsbehelfsbelehrung als Anlage offentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid mit dem
Ende der Auslegungsfrist auch gegentiber Dritten, die keine
Einwendungen erhoben haben, als zugestellt gilt.

Weiterer Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Diejenigen, die in dem unter Beteiligung der Offentlichkeit
durchgefiihrten Verfahren wihrend der Einwendungsfrist kei-
ne Einwendungen erhoben haben, sind mit etwaigen Rechts-
behelfen gegen den Bescheid gemidfl § 10 Abs. 3 BImSchG
grundsitzlich ausgeschlossen.

— Nds. MBI. Nr. 15/2010 S. 477
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Anlage

L
Genehmigungsentscheidung

Der Firma P.F.C. Pro Food Company GmbH & Co. KG,
49638 Nortrup, wird aufgrund ihres Antrages vom 12. 8. 2009
nach Mafigabe dieses Bescheides die Genehmigung zur Errich-
tung und zum Betrieb einer Anlage zur Herstellung von Briih-
wurst und Kochschinken in Nortrup gemafl Nummer 7.34
Spalte 1 und einer Ammoniakkélteanlage gemafs Nummer 10.25
Spalte 2 der 4. BImSchV erteilt.

Die maximale Produktionsleistung der Anlage betragt insge-
samt 300 Tonnen Fertigerzeugnisse je Tag. Die Ammoniakkal-
teanlage hat einen Gesamtinhalt von 3 Tonnen Ammoniak als
Kaltemittel.

Standort der Anlage:

Ort: 49638 Nortrup
Strafle: Menslager Strafle
Gemarkung: Nortrup

Flur: 10

Flurstiick:  30/2

Die im Formular Inhalt (Inhaltsverzeichnis zum Antrag) im
Einzelnen aufgefithrten Unterlagen sind Bestandteil dieses Ge-
nehmigungsbescheides und liegen diesem zugrunde.

Konzentrationswirkung:

Diese Genehmigung schliefft die Baugenehmigung nach
§ 75 NBauO sowie eine Befreiung von den Festsetzungen des
Bebauungsplans Nr. 21 ,Kleine Heide“ der Gemeinde Nortrup
gemdfl § 31 Abs. 2 BauGB hinsichtlich der Erstellung einer
Zufahrt zu dem Mitarbeiterparkplatz tber die Fliche zum
Pflanzen vom Bdaumen und Strauchern ein.

Im Ubrigen ergeht diese Genehmigung unbeschadet der be-
hordlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht
von der Genehmigung eingeschlossen werden.

Rechtsgrundlagen:

§§ 4 und 10 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
in der derzeit geltenden Fassung i. V. m. § 1 sowie die Ifd.
Nr. 7.34 Spalte 1 Buchstabe a des Anhangs der 4. Verordnung
zur Durchfithrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver-
ordnung tiber genehmigungsbedtirftige Anlagen — 4. BImSchV
—) in der derzeit geltenden Fassung.

VIL
Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch
ist schrittlich oder zur Niederschrift beim Staatlichen Gewer-
beaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122
Oldenburg (Postfachanschrift: Postfach 45 49, 26035 Olden-
burg), einzulegen.

Genehmigung nach den §§ 4 und 10 BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(Synlab GmbH, Bosel)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 7. 4. 2010
— 40211/1-4.1-6 —

Die Firma Synlab GmbH, Daimlerstrafle1, 26219 Bosel, hat
mit Schreiben vom 8. 3. 2010 die Erteilung einer Genehmi-
gung zur Errichtung und zum Betrieb einer Anlage zur Her-
stellung von Stoffen oder Stoffgruppen durch chemische
Umwandlung in industriellem Umfang auf dem Grundstiick
Ems-Dollart-Ring 18, 26169 Friesoythe, Flurstiicke 21/1 und
20/11, Flur 9, Gemarkung Friesoythe, beantragt.

Es ist die Errichtung von Produktionsgebduden mit Laboren
und separaten Ligern fiir Roh- und Hilfsstoffe sowie fir Fer-
tigware vorgesehen. Daneben wird das Betriebsgrundstiick
entsprechend den Erfordernissen hergerichtet und ein Ver-
waltungsgebdude errichtet.

Mit dem Betrieb der Anlage soll unmittelbar nach der Ge-
nehmigungserteilung und der Errichtung der baulichen Anla-
ge begonnen werden.

Die Errichtung und der Betrieb der beantragten Anlage be-
diirfen der Genehmigung gemafl den §§ 4 und 10 BImSchG
i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBI. I S. 3830), zuletzt gedndert
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durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. 8. 2009 (BGBI. I S. 2723),
i. V. m. § 1 sowie der lfd. Nr. 4.1 Spalte 1 Buchst. b, d, f, gund
j des Anhangs der 4. BImSchV. Geméf 1fd. Nr. 8.1 der Anlage
ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz ist das Staatliche Gewerbeauf-
sichtsamt Oldenburg zustdndige Genehmigungsbehérde.

Das geplante Vorhaben wird hiermit gemafl § 10 Abs. 3
BImSchG o6ffentlich bekannt gemacht.

Zugleich wird bekannt gegeben, dass die Vorprifung des
Einzelfalles nach dem UVPG ergeben hat, dass eine Umwelt-
vertraglichkeitspriifung fir das o. a. Verfahren nicht erforder-
lich ist. Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass diese
Feststellung nicht selbstdndig angefochten werden kann.

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die An-
tragsunterlagen liegen vom 22. 4. bis zum 21. 5. 2010 bei den
folgenden Stellen zu den angegebenen Zeiten zur Einsicht-
nahme offentlich aus:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg,
Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg, Zimmer 423,
montags bis donnerstags
in der Zeit von
freitags in der Zeit von

— Gemeinde Saterland,
Ramsloh, Hauptstrafle 507, 26683 Saterland, Rathaus Zim-
mer E. 20,
montags bis freitags
in der Zeit von
montags bis mittwochs
donnerstags in der Zeit von

— Stadt Friesoythe,
Biirger-Service-Center, Miithlenstrafle 12—14, 26169 Frie-
soythe,
montags bis donnerstags
in der Zeit von 8.00 bis 17.00 Uhr und
freitags in der Zeit von 8.00 bis 13.00 Uhr.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben kénnen gemafd
§ 10 Abs. 3 BImSchG bis zwei Wochen nach Ablauf der Aus-
legungsfrist (bis zum 4. 6. 2010) schriftlich bei den genannten
Auslegungsstellen erhoben werden. Mit Ablauf der Einwen-
dungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 10 Abs. 3
Satz 5 BImSchG).

Geméf § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV sind die Einwendungen
dem Antragsteller und, soweit sie deren Aufgabenbereich be-
rithren, den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behorden
bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass auf Ver-
langen der Einwenderin oder des Einwenders deren oder dessen
Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht
werden sollen, wenn diese zur ordnungsgeméfien Durchfiih-
rung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind.

Die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen wer-
den anlédsslich eines Erorterungstermins erértert. Dieser Ter-
min findet am Mittwoch, dem 23. 6. 2010, ab 10.00 Uhr, im
Kleinen Sitzungssaal im Rathaus der Stadt Friesoythe, Miihlen-
strale 12—14, 26169 Friesoythe, statt. Sollte die Erorterung
am 23. 6. 2010 nicht abgeschlossen werden kénnen, wird sie
an den darauf folgenden Werktagen (ohne Samstag) zur glei-
chen Zeit am selben Ort fortgesetzt.

8.00 bis 16.30 Uhr,
8.00 bis 13.00 Uhr,

7.00 bis 12.30 Uhr,
14.00 bis 16.30 Uhr,
14.00 bis 18.00 Uhr,

Der Erorterungstermin dient dazu, die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen zu erdrtern, soweit dies fiir die Priifung
der Genehmigungsvoraussetzungen nach dem BImSchG von
Bedeutung sein kann. Er soll denjenigen, die Einwendungen
erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu er-
lautern. Die Einwendungen werden auch dann erértert, wenn
der Antragsteller oder die Personen, die Einwendungen erho-
ben haben, zu diesem Erorterungstermin nicht erscheinen.

Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen, werden im Erorterungstermin nicht behandelt.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung geméafy
§ 21 a der 9. BImSchV offentlich bekannt gemacht wird und
diese Bek. die Zustellung der Entscheidung iiber die Einwen-
dungen geméfl § 10 Abs. 8 BImSchG ersetzen kann.

— Nds. MBL. Nr. 15/2010 S. 480
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Neuerscheinungen

Dassau/Langenbrinck, TV6D-Textsammlung, 12. Erganzungslieferung,
Stand: Mirz 2010, 48,95 EUR. Verlagsgruppe Hiithig Jehle Rehm
GmbH, Hultschiner Strafle 8, 81677 Miinchen.

— Nds. MBL. Nr. 15/2010 S. 481

Claus, Lexikon der Eingruppierung der Angestellten im 6ffentlichen
Dienst. 48. Ergidnzungslieferung, Stand: Januar 2010. Verlagsgruppe
Huthig Jehle Rehm GmbH, Hultschiner Strafle 8, 81677 Miinchen.

— Nds. MBI. Nr. 15/2010 S. 481

Schadewitz/Rohrig/Seifener, Beihilfevorschriften, Kommentar. 104.
Erganzungslieferung, Stand: Marz 2010, 282 Seiten, 68,95 EUR. Ver-
lagsgruppe Hiithig Jehle Rehm GmbH, Hultschiner Strafe 8, 81677
Miinchen.

— Nds. MBI. Nr. 15/2010 S. 481

Kommunalverfassungsrecht Niedersachsen, Kommentare. 30. Nach-
lieferung, Stand: Mérz 2010. Kommunal- und Schul-Verlag GmbH &
Co. KG, Konrad-Adenauer-Ring 13, 65187 Wiesbaden.

— Nds. MBL. Nr. 15/2010 S. 481

Kiimmel/Pohl, Besoldungsrecht des Bundes und Niedersachsens,
Kommentar. 36. Ergdnzungslieferung, 340 Seiten, 138,24 EUR. Pink-
voss Verlags GmbH, Postfach 81 04 50, 30504 Hannover.

— Nds. MBI Nr. 15/2010 S. 481

Herausgegeben von der Niedersédchsischen Staatskanzlei

Verlag und Druck: Schliitersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Bockler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover,
Telefon 0511 8550-0, Telefax 0511 8550-2400, Postbank Hannover 4 10-308. Erscheint nach Bedarf, in der Regel wochentlich. Laufender Bezug
und Einzelstiicke kénnen durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 130,40 €, einschlieflich 8,53 € Mehrwertsteuer und 12,80 €
Portokostenanteil. Bezugskiindigung kann nur 10 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 16 Seiten 1,55 €.
ISSN 0341-3500. Abonnementservice: Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405

Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 3,10 € einschlieflich Mehrwertsteuer zuziiglich Versandkosten

481



AAAAA



AAAAA



Lieferbar ab April 2010

Einbanddecke inklusive CD

Zwanzig

Jahrgange
handlich

auf einer CD!
ichsisches

rialblatt
Niedersiichsisches 009

Gesetz- und Verordnungsblatt —_u

2009

Jahrgange 2000 bis 2009:
® Nds. Ministerialblatt
® Nds. Gesetz-

und Verordnungsblatt

Die optimale Archivierung
erganzend
Y Gmﬂhmw\\

zur Einbanddecke.

2009

o
S et bt g =0

s

blatt
_ynd Verordnungs
« 1 deches Gesetzs Ul
Niedersichsisc

— Niedersichsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 2009
inklusive CD

nur € 21,— zzgl. Versandkosten
— Einbanddecke Niedersichsisches Ministerialblatt 2009
inklusive CD

nur € 21,— zzgl. Versandkosten

Gleich bestellen: Telefax 0511 8550-2405

schlitersche

Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG




	Inhalt MBl. Nr. 15 vom 21.04.2010
	B. Ministerium für Inneres, Sport und Integration
	Austritt aus Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts
	Förderung der Rückkehr und Weiterwanderung von ausländischen Flüchtlingen
	Anerkennung der Stiftung Hannoversche Volksbank
	Durchführung des Gemeindefinanzreformgesetzes; Bekanntgabe der zum 1. 5. 2010 zu verteilenden Gemeindeanteile an der Einkommensteuer und an der Umsatzsteuer

	G. Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
	Änderung der Genehmigung des Verkehrsflughafens Hannover-Langenhagen
	Richtlinien über die Rechtsverhältnisse an Kreuzungen und Einmündungen von Bundesfernstraßen und anderen öffentlichen Straßen (Straßen-Kreuzungsrichtlinien — StraKR)

	H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwicklung
	Durchführung der BHV1-Verordnung

	K. Ministerium für Umwelt und Klimaschutz
	Feststellung gemäß § 3 a UVPG (Bundesamt für Strahlenschutz, Salzgitter)

	Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie
	Feststellung gemäß § 3 c UVPG (ExxonMobil Deutschland GmbH, Hannover)
	Feststellung gemäß § 3 c UVPG(E.ON Engineering, Gelsenkirchen)

	Landeswahlleiter
	Feststellung eines Sitzübergangs im 17. Deutschen Bundestag

	Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr
	Umstufung von Teilstrecken der Landesstraße 44 auf dem Gebiet der Stadt Neuenhaus
	Umstufung von Teilstrecken der Landesstraße 46 auf dem Gebiet der Gemeinde Twist

	Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz
	Vorläufige Sicherung des Überschwemmungsgebietes des Hastebaches im Landkreis Hameln-Pyrmont

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Celle
	Feststellung gemäß § 3 a UVPG (Biogasanlage Abenrieb, Krelingen)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg
	Erteilung einer Genehmigung nach den §§ 4 und 10 BImSchG; Öffentliche Bekanntmachung (Pro Food Company GmbH & Co. KG, Nortrup)
	Genehmigung nach den §§ 4 und 10 BImSchG; Öffentliche Bekanntmachung (Synlab GmbH, Bösel)

	Neuerscheinungen




